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Erziehungs- und Familienberatungsstellen in der
Bundesrepublik Deutschland: Zur gegenwärtigen Versorgungslage
Von Gunter Presting
Zusammenfassung
Es werden Ergebnisse einer repräsentativen Erhebung
zu strukturellen Bedingungen der Versorgung durch Er¬
ziehungs- und Famihenberatungsstellen mitgeteilt Ne¬
ben fehlenden Einrichtungen und unzureichenden perso¬
nellen Ausstattungen besonders in ländlichen Regionen
wird bei stagnierendem Ausbau tendentiell eine Um-
struktunerung zu integrierten Beratungsstellen verzeich¬
net Zusammenhange der Entwicklung und daraus resul¬
tierende Probleme werden diskutiert
1 Einleitung
Das im Bericht über die Lage der Psychiatrie (1975 a,b)
entworfene „Regionale Verbundsystem zur Versoigung
psychisch auffälliger, gestörter und behinderter Kinder
und Jugendlicher" weist den ambulanten Zugangs- und
Behandlungsbereich im wesentlichen den Erziehungs-
und Famihenberatungsstellen zu (1975 a, 239) In den
letzten Jahren wird zunehmend diskutiert, ob Beratungs¬
stellen (Bstn) in ihrer herkömmlichen Arbeitsweise dieser
Aufgabenstellung gerecht werden Begründete Kritik
wird u a an ungenügenden Zugangsmoghchkeiten für
Angehörige der unteren Sozialschichten geäußert (vgl
Nestmann 1984, Koschorke 1973, 1975) Als Alternativen
werden Modelle gemeinwesenorientierter Arbeit erprobt,
die eine verstärkte Hinwendung zu präventiven Maßnah¬
men beinhalten (vgl Buchholz et al 1984, Arbeitsgruppe
„Famihenzentrum Neuperlach" 1980, Narjes/v Urach
1979, Gmuretal 1984, Hubbertz 1986) Weitere Schwer¬
punkte der Arbeit sind in zunehmender Methodenviel-
falt, insbesondere famihentherapeutischen Orientierun¬
gen zu erkennen (vgl Heekerens 1986, 1987, Gerlicher
1977, Bommerti'Blessen 1978, Marmon 1979)
Bei der Diskussion um Neuorientierungen der inhaltli¬
chen Arbeit, die je nach örtlichen Gegebenheiten andere
Akzente tragen können, werden offensichtlich die globa¬
len Mangel der Versorgungslage vernachlässigt Im fol¬
genden soll es deshalb vor allem um eine Bestandsauf¬
nahme und Entwicklungen struktureller Bedingungen
gehen
Bereits 1956 empfahl die WHO für 45 000 Einwohner
eine Erziehungsberatungsstelle (EbSt) mit 4 bzw 5 Fach¬
kräften einzurichten (BuckleILebovia 1960, 125) 1973
einigten sich die für Jugendhilfe zustandigen Minister
und Senatoren der Lander auf „Grundsatze für die ein¬
heitliche Gestaltung der Richtlinien der Lander für die
Forderung von Erziehungsberatungsstellen" (vgl
Spittler/Specht 1984) Hier, wie in den z Zt gültigen
Richtlinien der Bundeslander, wird als Bezugsgroße
1 50 000 genannt, allerdings bei lediglich 3 Fachkräften
Frühere bundesweite Untersuchungen ließen u a regio¬
nale Versorgungslucken und mangelnde personelle Aus¬
stattungen deutlich werden (Koblank 1967, Tuchelt-Gall-
witz 1970) Seitdem beschäftigt sich allein die Kommis¬
sion Erhebungen der Bundeskonferenzfür Erziehungsbera¬
tung (BKfE) routinemäßig mit Eckdaten aller EbStn zur
Versorgungslage (vgl BKfE 1982, 1984, 1986a) Mit ei¬
ner eigenen Erhebung konnten erstmals seit Mitte der
60er Jahre zusätzliche Daten zu strukturellen Bedingun¬
gen der Versorgung durch Erziehungs- und Famihenbe¬
ratungsstellen ermittelt werden Hierüber soll im folgen¬
den berichtet werden (Ergebnisse zur Inanspruchnahme,
Arbeitsweise und Zusammenarbeit vgl Presting, 1987)
2 Methode
Die als deskriptive Erkundungsstudie angelegte Unter¬
suchung (vgl Borz 1984, 181, Friedrich 1973, 236ff)
wurde im Mai/Juni 1985 als postalische Befragung aller
Erziehungs- und Famihenberatungsstellen (N = 786) des
aktualisierten Verzeichnisses der Bundeskonferenz für
Erziehungsberatung (BKfE) durchgeführt Ausgenom¬
men blieben Bstn ohne eigene personelle Besetzung (Au¬
ßenstellen, n = 121) Als Erhebungsinstrument diente ein
im Probelauf getesteter Fragebogen, in dem zur Beant-
woitung der Fragen verschiedener Themenbereiche
überwiegend Ordinalskalen vorgegeben waren Mit einer
schriftlichen Erinnerung konnte eine Rucklaufquote von
92,9% (n = 730) erzielt werden
Das Verzeichnis der BKfE enthalt 28 Einrichtungen,
die entweder ausschließlich für eine begrenzte Klientel
vorgesehen sind (z B Jugendberatungsstellen, vgl West-
phal 1987) oder aber noch umfassendere Aufgaben als
Erziehungs- und Famihenberatungsstellen wahrnehmen
(z B kinder- und jugendpsychiatrische Polikliniken, vgl
Hoger et al 1985) Diese Einschätzung wird von den
Antwortenden bestätigt Demnach verbleiben für Juni
1985 N = 758 der BKfE bekannte Erziehungs- und Ta-
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mihenberatungsstellen, von denen n = 703 (92,7%) in die
Auswertung eingehen Hinsichtlich der Verteilung nach
Bundeslandern, Tragern und Ortsgroßen, in denen die
Bstn angesiedelt sind, können die Ergebnisse der Erhe¬
bung ohne Einschränkung als repräsentativ angesehen
werden
Anhand der erfragten offiziellen Aufgabenzuweisung
werden zur näheren Differenzierung der Angebotsstruk¬
tur Beratungsstellen z T nach Typen unterschieden
- als Erziehungsberatungsstellen (EbStn) werden hier
Einrichtungen bezeichnet, deren Angebot sich an Kin¬
der, Jugendliche, Eltern und Familien richtet, d h de¬
ren Tätigkeiten pnmar kind- bzw famihenzentnert
sind,
- als Integrierte Beratungsstellen (Integr Bstn) gelten
Einrichtungen, deren Angebot sich außerdem auch an
Erwachsene - unabhängig von Kindern und Jugendli¬
chen - im Sinne von Ehe- und Lebensberatung, z T
auch Suchtberatung und Schwangerschaftskonfhktbe-
ratung nach §218 StGB richtet
3 Ergebnisse
Als Kriterien zur Beurteilung der gegenwartigen Ver¬
sorgungslage werden die Verteilungen nach Bundeslan¬
dern, Tragern, Gemeindegroßen und die personellen
Ausstattungen herangezogen Eine detaillierte Analyse
nach Einzugsbereichen einzelner Bstn konnte im Rah
men der Untersuchung noch nicht geleistet werden Zu¬
dem war den Antwortenden Anonymitat ihrer Angaben
zugesichert worden
3 1 Verteilung nach Bundeslandern
Erziehungs und Famihenberatungsstellen sind ent
sprechend den Anteilen der Wohnbevölkerung nach
Bundeslandern annähernd gleich verteilt, so sind z B in
Nordrhein-Westfalen (27,5% der Bevölkerung) n = 209
Einrichtungen (27,6% der Bstn) ansässig Verglichen mit
den Ergebnissen von Tuchelt-Gallwitz (1970, 25) ist
heute ein deutlich ausgewogeneres Bild zu verzeichnen
1965 standen etwa in Niedersachsen für 12% der Wohn¬
bevölkerung nur 4% der Bstn zur Verfugung Durch¬
schnittlich entfallen Mitte der 80er Jahre 81 000 Einwoh¬
ner auf eine Bst Unabhängig von der personellen Beset¬
zung zeigt sich in Hamburg mit 58 000 1 die gunstigste
Relation, in Hessen (92 000 1) befinden sich im Veihalt-
nis zur Wohnbevölkerung die wenigsten Einrichtungen
Den Empfehlungen der WHO und der Landerrichtlimen
wird unter diesem Aspekt in keinem Bundesland entspro¬
chen In etwa 30% der Landkieise, die als Einzugsberei
che gelten können, sind die dortigen Bstn für die Versor
gung von mehr als 100000 Einwohnein zustandig In
drei Landkreisen Niedersachsens gab es Mitte 1985 keine
EbSt
3 2 Verteilung nach Tragern
Entscheidender Einfluß auf Qualität und Quantität des
Versorgungsangebotes hegt, einhergehend mit gesetzli¬
chen Bestimmungen und Landerrichtlimen, bei den Tra¬
gern der Einrichtungen Nach §5 Abs 1 Ziff 1 des Geset¬
zes für Jugendwohlfahrt (JWG) sind die ortlichen Ju¬
gendamter verpflichtet EbStn einzurichten, bzw Trager
der freien Jugendhilfe dafür zu gewinnen Im Laufe der
Entwicklung des Ausbaus sind wesentliche Veränderun¬
gen der Trageranteile festzustellen
Der Anteil kommunaler Tragersehaften ist, dem Subsi-
dantatspnnzip folgend, stark rückläufig, mehr als 50%
der Bstn gehören inzwischen zu konfessionellen Oigani-
sationen Bedeutsam sind hierbei vor allem, neben Unter
schieden der Arbeitsweise (vgl Schlag/Langenmayr 1983),
tragerspezifische Angebote für verschiedene Khenten-
gruppen Wahrend insgesamt 34,7% der untersuchten
Einrichtungen - bei steigendem Anteil (vgl Knobloch
1985, 11) - als Integr Bstn gelten, betragt der Anteil die¬
ses Typs bei kommunalen Tragern lediglich 23,6%, in
Tragerschaft der ev Kirche hingegen 75,6% (kath Kir¬
che 21,5%) Hinzu kommen differierende Vorgehens
weisen bei Erweiterungen bzw Kurzungen von Mitarbei¬
terstellen, auf die noch naher einzugehen ist
3 3 Verteilung nach Gemeindegroßen
Abgesehen vom methodischen Vorgehen, ist wichtige
Grundlage für eine ausreichende Versorgung der Bevöl¬
kerung, neben genugendei personeller Ausstattung, die
Erreichbarkeit der Einrichtungen Nach letzter Erhe¬
bung der Bundeskonferenz für Erziehungsberatung
(BKfE 1986 a), die auch die hier unberücksichtigten Au
ßenstellen einbezieht, sind 21,8% der Bstn nicht fui alle
Einwohner ihres Einzugsbereichs binnen einer Stunde
Tab 1 Anteile der BStn nach Tragern (* Koblank 1967, 32f)
1962 (N = 248)* 1985 (n = 697)
Trager n % n %
Kommunen/Kreise 137 55 2 280 40 1
Cantas/kath Kirche 36 145 195 28 0
Dnk Werk/ev Kirche 20 8 1 123 176
sonst konfessionelle Trager 1 04 33 47
AW (DPWV, DRK) 3 1 2 34 49
sonst freie Trager 22 89 32 46
Universitäten 29 11 7 - -
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mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu erreichen. Unzu¬
mutbare Wegstrecken stellen über generell bestehende
Zugangsschwellen hinaus wesentliche Hindernisse für
die Inanspruchnahme dar. Dies gilt besonders für landli¬
che Regionen, wo u.a. erhebliche Mangel in der Versor¬
gungsdichte bestehen. Die Übersicht nach Gemeindegrö¬
ßen, d.h. Große der Orte, in denen Bstn angesiedelt sind,
laßt weiterhin ein deutliches Stadt-Landgefalle erkennen
(vgl. Tab.2).
Tab 2 Verteilung der Wohnbevölkerung pro Bst nach Gemeindegro¬
ßen (Klassengrenzen. 95 000,35 000,20000Einwohner)
Tab 3 Verteilung der Wohnbevölkerung pro Mitarbeiter nach Ge¬
meindegroßen (Klassengrenzen- 95 000, 35 000, 20000 Einwohner)
Gemeinden mit Bstn Einw./Bst Wohnbev
. Einwohnern n n %
> 100000 337 66 000 34.1
90 000 > 40 000 163 53 000 14.9
30 000 > 20 000 118 50000 103
< 20 000 140 174 000 40.8
BRD 758 81000 100.1
Die in Tabelle 2 aufgeführte schematische Darstellung
laßt Einzugsbereiche außer acht. Tatsachlich können
sich die regionalen Bedingungen u.U. auch in landlichen
Regionen gunstiger gestalten, obwohl andererseits dort
längere Wegstrecken zu berücksichtigen sind. Gemessen
an den Empfehlungen der WHO und den politischen Ab¬
sichtserklärungen der Landerrichtlinien wird deutlich,
daß zumindest 40% der bundesdeutschen Bevölkerung -
in Gemeinden mit weniger als 20 000 Einwohnern - in
diesem Bereich der Jugendhilfe unterversorgt sind. Die
Überlegungen von Buj et al. (1981, 152), die die Einrich¬
tung von Integr. Bstn „... in weniger dicht besiedelten
Gebieten, wo nur auf diese Weise das Angebot von Bera¬
tung und Therapie für die Bevölkerung überhaupt be¬
kannt und erreichbar wird", befürworten, scheinen bei
der Versorgungsplanung - soweit es eine solche über¬
haupt gibt - bislang unbeachtet geblieben zu sein. Ledig¬
lich in Schleswig-Holstein sind vermehrt Integr. Bstn in
ländlichen Bereichen zu finden, was vor allem mit der
Planung des dort größten Tragers, der evangelischen
Kirche zusammenhängt.
3.4 Personelle Kapazitäten
Die problematische Situation vieler Bstn in kleinen Ge¬
meinden wird besonders offensichtlich, wenn das Ver¬
hältnis von Wohnbevölkerung pro Mitarbeiter einbezo¬
gen wird (vgl. Tab. 3). Zur Erfassung der tatsachlichen
personellen Kapazitäten wurde die Summe wöchentli¬
cher Arbeitsstunden aller Mitarbeiter der jeweiligen Bst
erhoben; eingeschlossen sind auch Verwaltungs- und
Honorarkrafte, Mitarbeiterstunden im Rahmen von Ar¬
beitsbeschaffungsmaßnahmen wurden dagegen nicht be¬
rücksichtigt. Je 40 wöchentliche Arbeitsstunden wurden
dann rechnerisch als ein Mitarbeiter bewertet.
Den Landerrichtlimen entsprechend soll eine Bst über












> 100000 5 93 6.23 10900
90 000 > 40000 5.15 5 23 10300
30 000 > 20 000 4 38 4.48 16100
< 20 000 3.65 3 55 47 100
(160 Wochenstunden). Bundesweit liegen 24% der Ein¬
richtungen mit weniger als 160 Wochenstunden unter¬
halb der Mindestausstattung, in kleinen Gemeinden wird
dieser Standard durchschnittlich gar nicht erreicht. Län¬
gere Wartezeiten für Klienten, höhere Arbeitsbelastun¬
gen für Mitarbeiter bzw. Beschränkungen präventiver
Tätigkeiten sind aufgrund der strukturellen Bedingungen
besonders in ländlichen Bereichen zu erwarten. Die An¬
gaben aus Tabelle 3 lassen zudem erkennen, daß integr.
Bstn trotz wesentlich umfassenderer Aufgabenzuweisun¬
gen personell nicht besser besetzt sind.
Veränderungen der Mitarbeiterstellen seit 1980, die
ebenfalls erhoben wurden, machen deutlich, daß der ge¬
rade in ländlichen Regionen dringend notwendige Aus¬
bau bestehender sowie die Einrichtung neuer Bstn nur
sporadisch betrieben wird. Seit 1980 wurden die Kapazi¬
täten dort ansässiger Bstn (Gemeinden < 20 000 Einw.)
insgesamt um ca. 16 Mitarbeiterstellen erweitert; in
Großstädten hingegen um 1 564 Wochenstunden (39
Mitarbeiterstellen) reduziert, wobei bundesweit EbStn
häufiger von Kürzungen betroffen waren als Integr. Bstn
(chi2:7.64, p = .005). Erhebungen der BKfE (1982, 1984,
1986 a) lassen ein weiteres Ansteigen der absoluten Zahl
von Bstn vermuten, gemessen an Mitarbeiterstunden hin¬
gegen stagniert der Ausbau seit Beginn der 80er Jahre.
Differenzen lassen sich überwiegend dadurch erklaren,
daß einige schon langer bestehende Bstn von der BKfE
erst verspätet erfaßt wurden, andere Bstn im Rahmen ei¬
ner Dezentralisierung ohne Personalzuwachs geteilt wur¬
den (vgl. Spittler/Pauly 1984).
3.5 Zusammensetzung der Teams
„Die multidisziplinare Besetzung ist auch aus Sicht der
Bundesregierung ein wesentliches Merkmal für eine qua¬
lifizierte Erziehungs- und Familienberatung, da sie einen
differenzierten Zugang zur Situation des Klienten er¬
möglicht, unterschiedliche Sichtweisen einbezieht und
bei der Auswahl der Behandlungs- und Therapieange¬
bote flexibel ist." (Stellungnahme der Bundesregierung zum
Bericht der Sachverständigenkommission, 7.]ugendbericht
1986, IX)
So oder ahnlich, von der WHO-Konferenz (Buckle/Le-
bovici 1960, 125) bis zu den Grundsätzen für einheitliche
Landerrichtlinien (Spittler/Specht 1984, 82), wird die
Notwendigkeit multidisziplinarer Besetzung und Zusam¬
menarbeit als Team in Erziehungs- und Familienbera-
Vandenhoeck & Ruprecht (1987)
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tungsstellen beschworen, ohne daß tatsächlich allgemein
dieser begründeten Forderung entsprochen wird Etwa
die Hälfte der voll- bzw teilzeitbeschaftigten Fachkräfte
sind Diplom-Psychologen, mit 28% stellen Sozialarbeiter,
-padagogen die zweitgrößte Berufsgiuppe, Kinder- und
Jugendhchenpsychotherapeuten sind mit 5,5%, Aizte mit
2,4% der hauptamtlich Beschäftigten vertreten 14,4%
entfallen auf andere Fachkräfte, wie z B Heilpadagogen
und Diplom-Padagogen Die erwähnten Mittelkurzun-
gen, die sich vermutlich vorwiegend auf Honorarzahlun-
gen nebenamtlicher Mitarbeiter (vornehmlich Arzte) aus¬
wirken, bedingen zusätzlich eine Reduzieiung facher-
ubergreifender Zusammenarbeit Entgegen den Bestim¬
mungen der Landerrichtlimen waren 1982 43,3% der Ein¬
richtungen ohne vertraglich geregelte ärztliche Mitarbeit
tatig (Presting 1983, BKfE 1983) Neuere Landerrichtli¬
men (z B in NRW 1983), von denen noch die Rede sein
wird, erleichtern es den Tragern sogar noch, Kosten für
ärztliche Mitwirkungen zu vermeiden
In Anbetracht der unausgewogenen Veiteilung der Be¬
rufsgruppen - einige Einnchtungen bezeichnen sich de¬
mentsprechend inzwischen als „Psychologische Bera¬
tungsstellen" (vgl BKfE 1986 b) -, kann allenfalls von
Methodenvielfalt bei Beratung und Therapie von Klien¬
ten gesprochen werden Versorgungsaufgaben, wie sie im
Bericht über die Lage der Psychiatrie (1975) Erziehungs-
und Famihenberatungsstellen zugedacht werden, können
diese ohne multidisziphnare Besetzung kaum noch erfül¬
len
4 Diskussion
Als wichtigste Eigebnisse der Untersuchung zu struk¬
turellen Bedingungen sind festzuhalten
-
gemessen an den Landerrichtlimen zur Forderung von
Bstn fehlen bundesweit ca 400 voll ausgebaute Erzie¬
hungs- und Famihenberatungsstellen,
- trotz des fortschreitenden Ausbaus von Einrichtungen
in den 70er Jahren ist weiterhin ein erhebliches Stadt-
Landgefalle sichtbar, das betrifft sowohl Versorgungs¬
dichte als auch personelle Ausstattung,
- die Entwicklung der personellen Kapazitäten von Er¬
ziehungs- und Famihenberatungsstellen stagniert seit
1980,
- als Tendenz ist eine Umstrukturierung des Versor¬
gungsangebotes von EbStn zu Integr Bstn auszuma¬
chen
Dem gesetzlichen Auftrag des JWG entsprechend gehö¬
ren heute Erziehungs- und Famihenberatungsstellen zum
festen Bestandteil der psychosozialen Versorgung, deren
Kompetenzen und vielfaltige Angebote fraglos unent¬
behrlich sind Nachdem die Einsparungen der öffentli¬
chen Leistungen auch Jugendhilfemaßnahmen betreffen,
scheint es so, als ginge es auch für EbStn nur noch um
eine Bestandssicherung Was das traditionelle Angebot
von Erziehungsberatung (Aibeit mit Kindern, Jugendli¬
chen und ihren Familien) angeht, deutet sich sogar ein
Ruckgang an
Knobloch (1985) konnte 1982 in einer bundesweiten
Erhebung einen Anteil von 29%o Integr Bstn ermitteln,
Mitte 1985 ist dieser auf 34,5% gestiegen Geänderte
Landeinchtlinien, wie in Noidrhein-Westfalen und
Rheinland-Pfalz (beide 1983), gestatten neueidmgs den
Tragern von EbStn beieits deren Angebot um I he- und
Lebensberatung zu Integi Bstn zu eiweitem, ohne zu¬
gleich den Mitarbeite! stand entspieehend zu vetgtoßein
Diese administiativen Vorgaben, die primai finan/ und
nicht versorgungspohtische Giunde haben duiften, kom
men offenbar bestimmten Tragerinteressen entgegen In
Rheinland-Pfalz etwa unterhalt dei doit gioßte liagei,
die katholische Kirche, abweichend vom Bundesduieh
schnitt überwiegend Integr Bstn Bundesweit hat seit
1980 allein die evangelische Knche (75,6% Integi Bstn)
Personal erweitert Bstn offenthchei Tiagei sind ubei -
durchschnittlich häufig von Peisonalmittelkur/ungen be¬
troffen Fortlaufende Tatigkeitsbenehte ein/elnei Ein
nchtungen deuten zudem auf einen allmählichen Rück¬
gang der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und ihren I a-
mihen in Integr Bstn hin So konnte Hassel (1984) in
einer evaluativen Begleituntersuchung an einei kieinstad¬
tischen Bst in Sudniedersachsen einen Ruckgang des Be
leichs Erziehungsberatung von 47,6% auf 35,1% im fol
genden Jahr ermitteln
Sollte der Trend, (a) steigendei Anteil Integi Bstn, (b)
sinkender Anteil von Erziehungsberatung in diesen Ein¬
richtungen, bei allgemein gleichbleibender personellei
Ausstattung anhalten, so ist eine Reduzierung diagnosti¬
scher, beraterischer und therapeutischer Hilfen für Kin¬
der, Jugendliche und Familien offensichtlich Mit dei de-
mographischen Entwicklung laßt sich diese schleichende
Umstruktuneiung des Versorgungsangebotes schon al¬
lein deswegen nicht begründen, weil das Angebot niemals
dem Bedarf an Erziehungs- und I amihenbeiatung ent¬
sprochen hat Die Inanspruchnahme der EbStn hat viel¬
mehr trotz der Verringerung der absoluten Zahl Mindei-
jahnger in den letzten Jahren weiteihin zugenommen
(BKfE 1986 a)
Eine Verbesseiung struktmeller Bedingungen, die
überregionale Planungen und administrative Maßnah¬
men voraussetzt, konnte eneicht werden durch
- Dezentralisierung bzw Neueinrichtung von Bstn mit
ausieichender eigener personeller Besetzung beson¬
ders in landlichen Beieichen,
- organisatorische Trennung der Bereiche Ehe- und Le-
bensbeiatung und Erziehungsberatung (wie in den
Richtlinien Bayerns empfohlen), anderenfalls eine
deutlich bessere personelle Ausstattung für Integi
Bstn wegen umfangreichei Aufgaben, sowie
- gesicherte multidisziphnare Besetzung der Teams,
ohne Dominanz einer Berufsgruppe
Summary
Child Guidance and Family Counceling Centers in the
Feder al Repubhc ofGermany the Current Situation
Presented here aie the findings of a repiesentative sur
vey of the stiuctural conditions and availabihty of child
guidance and family counsehng centers A tendency to
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ward the restructunng and Integration of counsehng Ser¬
vices is noted against a background of the shortage of
counsehng centers and insufficient personnel, particu-
larly in rural areas The relationships between these de-
velopments and the problems that result from them are
discussed
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